911.21
Verordnung iiber die Amtsnotariate

vom 13. Juni 2000%
Die Regierung des Kantons St.Gallen

erldsst

in Ausfiihrung von Art. 30 des Staatsverwaltungsgesetzes vom 16. Juni 19942

als Verordnung:

Notariatskreise
Art. 12

1 Es bestehen vier Notariatskreise:

a) Amtsnotariat St.Gallen-Rorschach mit Amtssitz in St.Gallen;
b) Amtsnotariat Rheintal-Werdenberg-Sarganserland mit Amtssitz in Buchs;
c) Amtsnotariat See-Gaster mit Amtssitz in Rapperswil;
d) Amtsnotariat Wil-Toggenburg mit Amtssitz in Wil.

2 Die ortliche Zustandigkeit richtet sich nach Art. 121 der Kantonsverfassung
vom 10. Juni 20014,

3 Enthalt das Gesetz keine abweichende Regelung, konnen die Amtsnotariate

ihre Dienstleistungen im Kanton auch ausserhalb ihres Notariatskreises
erbringen.

Anderung bisherigen Rechts
a) Geschiftsreglement der Regierung und der Staatskanzlei
Art 2.

Das Geschéftsreglement der Regierung und der Staatskanzlei vom
7. Dezember 19512 wird wie folgt gedndert:

Sicherheits- und Justizdepartement

Art. 265

1 In den Geschiftskreis des Sicherheits- und Justizdepartementes
fallen:
a)Aufsicht tiber den gesetzmaéssigen Bestand der mit der Zivil-
und Strafrechtspflege betrauten Behorden und Beamten;
abis)...
b)kantonale Gesetzgebung und administrative Anwendung:
des Zivilrechts, soweit nicht andere Departemente zustdndig
sind;
des Strafrechts;
des Zivil- und Strafprozessrechts;
des Enteignungsrechts (mit Ausnahme der Enteignungen
zugunsten des Staates);

bP$)kantonale Gesetzgebung der Verwaltungsrechtspflege;

c)kantonale Gesetzgebung des Verantwortlichkeitsrechts;

d)Polizeikorps, Ordnungs- und Sicherheitspolizei (insbesondere
Aufsicht tiber die Handhabung der Polizei in den Gemeinden,
Genehmigung der Polizeireglemente der Gemeinden,
Vollzug des eidgendssischen Waffenrechts);

dbiS)Koordination des Bevolkerungsschutzes;

d*"Militarverwaltung und Wehrpflichtersatzabgabe;

dauaenyzivilschutz und Kulturgiiterschutz;

e)Niederlassung, Reise- und Identitétspapiere fiir Schweizer
Biirger;

ePS)kantonale Aufgaben im Ausldnder- und Asylrecht;

e'®")Sozialhilfe fiir Asylsuchende und vorlaufig
Aufgenommene, ausgenommen finanzielle Sozialhilfe nach
kantonalem Recht fiir vorldufig Aufgenommene;

edUaehNothilfe fiir illegal anwesende Personen;

f)Motorfahrzeug- und Fahrradverkehr;

g)Schifffahrt und Hafenverwaltung;

h)...

hbiS)Entsch'eidigungen und Genugtuung nach Opferhilfegesetz;
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h'")unentgeltliche Rechtspflege vor Verwaltungsbehorden;
i)Justizvollzug (Straf- und Massnahmenvollzug,

Vollzugseinrichtungen und Geféngnisse, Bewdhrungshilfe);
Kk)...

b) V iiber die Beglaubigung privater Unterschriften
Art. 3.

Die Verordnung iiber die Beglaubigung privater Unterschriften vom
15. Januar 19387 wird wie folgt gedndert:

¢) Polizeiverordnung
Art. 4.

Die Polizeiverordnung vom 2. Dezember 19808 wird wie folgt geéndert:
b) Polizeistationen

Art. 27

! Das Sicherheits- und Justizdepartement entscheidet nach
Anhoren der Gemeinderdte der betroffenen Gemeinden iiber die
Schaffung neuer sowie iiber die Erweiterung, die
Zusammenlegung und die Aufhebung bestehender
Polizeistationen.

2 Es nimmt auf die Interessen der Gemeinden angemessen
Riicksicht.

d) V zur eidgendssischen Waffengesetzgebung
Art 5.

Die Verordnung zur eidgendssischen Waffengesetzgebung vom 2. Februar
199912 wird wie folgt geindert:

Zustandigkeit

Art. 11

! Das Polizeikommando vollzieht die eidgendssische
Waffengesetzgebung.

Art. 2 wird aufgehoben.

Verfahren

Art. 32

! Im Kanton wohnhafte Gesuchsteller reichen
Bewilligungsgesuche der Polizeistation des Wohnsitzes, in der
Stadt St.Gallen der Stadtpolizei, ein.

2 Die Einreichungsstelle priift das Gesuch auf Vollstandigkeit
und leitet es mit ihrer Stellungnahme dem Polizeikommando
weiter.

e) VV zum G iiber die Friedhéfe und die Bestattungen
Art. 6.

Die Vollzugsverordnung zum Gesetz iiber die Friedhofe und die Bestattungen
vom 3. Januar 196712 wird wie folgt gedndert:

Aussergewohnliche Todesfélle

Art. 104

I Wer beim Tod einer unbekannten Person zugegen war, eine
Leiche gefunden hat, vom Tod einer unbekannten Person oder
von einem Todesfall mit aussergewohnlicher Ursache Kenntnis
erhalten hat, ist verpflichtet, der Staatsanwaltschaft, der
politischen Gemeinde oder der Polizei sofort Anzeige zu
erstatten. Der Empféanger hat die Meldung unverziiglich den
beiden anderen Amtsstellen zu tibermitteln.

2 Stellt ein Arzt bei der Leichenschau fest, dass eine
aussergewohnliche Todesursache vorliegt oder dass beim Tod
eine Einwirkung Dritter nicht ausgeschlossen werden kann, hat
er sofort die Staatsanwaltschaft zu benachrichtigen.

3 Die Polizei nimmt unter Beizug des Amtsarztes im Auftrag der
Staatsanwaltschaft eine amtliche Untersuchung des Leichnams
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vor und erstattet ihr Bericht.

Leichensektion

Art. 1142

! Die Sektion einer Leiche wird angeordnet:

a)von der Staatsanwaltschaft, wenn dies auf Grund des

Strafprozessgesetzes vom 1. Juli 19991° geboten ist oder

wenn ndchste Angehorige des Verstorbenen dies verlangen;
b)vom Amtsarzt, wenn gesundheitspolizeiliche Griinde dies als
notwendig erscheinen lassen.

Bestattung

Art. 1417

! Bestattung und Ausstellung eines Leichenpasses diirfen erst
erfolgen, wenn der Tod oder der Leichenfund beim zustdndigen
Zivilstandsamt angezeigt wurde. Die von der politischen
Gemeinde bezeichnete Dienststelle entscheidet iiber Ausnahmen
und informiert umgehend das Zivilstandsamt'®,

230l der Leichnam eingedschert werden, darf die Kremation
erst erfolgen, wenn die gesetzlichen Voraussetzungen erfiillt

sind.

3 Musste ein Augenschein der Staatsanwaltschaft angeordnet
werden, so darf die Bestattung erst erfolgen, wenn diese den

Leichnam zur Bestattung freigibt.

Graboffnung vor Ablauf der Grabesruhe

Art. 2612

! Die ausnahmsweise Offnung eines Grabes vor Ablauf der

gesetzlichen Dauer der Grabesruhe wird vom zustédndigen

Departement nur bewilligt, wenn:

a)die nachsten Angehorigen des Verstorbenen damit
einverstanden sind;

b)der Amtsarzt bestétigt, dass nicht Griinde der 6ffentlichen
Gesundheit die Graboffnung verbieten;

c)die schickliche Bestattung des exhumierten Leichnams
gesichert ist. Die Kosten der Exhumation und der
Wiederbestattung sind von den Gesuchstellern zu tragen.

2 Art. 164 Abs. 2 des Strafprozessgesetzes vom 1. Juli 1999

bleibt vorbehalten.

Offentliche Gesundheit

Art. 3020

I Bei Leichentiberfiihrungen sind die gesundheitspolizeilichen
Vorschriften des Bundes iiber den Leichentransport zu beachten.

2 Die Uberfiihrung von Leichen in das Ausland sowie die
Uberfiihrung der Leichen von Menschen, die an einer
gemeingefahrlichen, epidemischen Krankheit gestorben sind, ist
nur zulassig auf Grund eines vom Amtsarzt des Sterbeortes
ausgestellten Leichenpasses.

1) VV iiber das Messwesen
Art. 7.

Die Vollzugsverordnung iiber das Messwesen vom 17. November 198721
wird wie folgt gedndert:

Eichmeister

Art. 4%
I Der Regierungsrat wahlt einen Eichmeister je Eichkreis.

2 Der Eichmeister wird vom Bezirksgerichtsprisidenten seines
Wohnortes vereidigt.

3Er sorgt an seinem Wohnort fiir geeignete Rdumlichkeiten zur
Eichung und zur Aufbewahrung der Messmittel.

Waagmeister

Art. 722
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! Der Waagmeister wird vom Bezirksgerichtspréasidenten des
Standorts der Waage vereidigt.

2 Br untersteht der Aufsicht des Eichmeisters.

2) VV zum BG iiber die Handelsreisenden
Art. 8.

Die Vollzugsverordnung zum Bundesgesetz iiber die Handelsreisenden vom
14. Juli 193124 wird wie folgt geindert:

h) Fischereiverordnung
Art. 9.

Die Fischereiverordnung vom 11. November 198022 wird wie folgt gedndert:

i) EV zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch
Art. 10.

Die Einfiihrungsverordnung zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch vom 14.
Dezember 19452 wird wie folgt gedndert:

1. Adoption

Art. 4%

1 Das Gesuch ist mit dem Familienschein der adoptierenden
Person, dem Geburtsschein der zu adoptierenden Person und
allfallig weiteren Akten beim Departement fiir Inneres und
Militér einzureichen.

2 Das Departement fiir Inneres und Militér fiihrt die

Untersuchung im Sinne von Art. 268 a des ZivilgesetzbuchesE
und holt die fiir die Aussprechung der Adoption erforderlichen
Zustimmungen ein.

bb) Versdaumnis

Art. 237

1 Ist der Beistand trotz Aufforderung und Fristansetzung durch
die Kindes- und Erwachsenenschutzbehérde in der
Rechnungsablegung oder Berichterstattung séumig, so kann ihn
die Kindes- und Erwachsenenschutzbehorde mit Ordnungsbusse
bis Fr. 100.- belegen. Bei Sdumnis nach weiterer, unter Hinweis
auf die Strafdrohung von Art. 292 des Schweizerischen
Strafgesetzbuches verfiigter Fristansetzung hat die Kindes- und
Erwachsenenschutzbehorde bei der Staatsanwaltschaft
Strafverfolgung wegen Ungehorsams gegen amtliche
Verfiigungen zu beantragen. Die Rechnungsablegung und
Berichterstattung kann nach Wahl der Kindes- und
Erwachsenenschutzbehorde durch Entlassung und Ersetzung des
Sdumigen oder durch Vollstreckungsmassnahmen herbeigefiihrt
werden. Der Fehlbare ist fiir die Kosten haftbar.

1. Erbloser Nachlass

EG 77

Art. 302

I Die politische Gemeinde und das Amtsnotariat haben dem
zustdndigen Departement von jedem Falle eines erblosen
Nachlasses Anzeige zu machen.

II. Siegelung

1. Behorde

Art. 3121
I Die Siegelung wird in den durch Art. 83 des
Einfiihrungsgesetzes>2 vorgesehenen Fillen vom Amtsnotariat

des letzten Wohnsitzes des Erblassers>> und, wenn dieser nicht
im Kanton wohnhaft war, vom Amtsnotariat des Ortes, wo die
zu sichernden Gegensténde sich befinden, angeordnet und
vollzogen.

4. Verwahrung von Gegenstidnden
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Art. 34

1 ' Wenn begriindeter Verdacht besteht, dass die Gegenstdnde
trotz der Anlegung der Siegel beiseite geschafft wiirden, oder
wenn sonst Gefahr fiir die Sicherheit vorhanden ist, so hat das
Amtsnotariat die Gegenstdnde gegen Ausstellung einer Quittung
in Verwahrung zu nehmen.

5. Polizeiliche Hilfe

Art. 3522

1 Stasst die Siegelung auf Widerstand, so kann polizeiliche
Hilfe angerufen werden.

I11. Erbbescheinigung

Art. 3758

L vor der Ausstellung der Erbbescheinigung hat das
Amtsnotariat von Amtes wegen die zur Feststellung der Erben
erforderlichen Erhebungen zu machen. Insbesondere hat es die
notigen Ausziige aus dem Zivilstandsregister zu beschaffen und
bei den in Betracht kommenden Amtsstellen zu ermitteln, ob
nicht letztwillige Verfiigungen oder Erbvertrdge des Erblassers
oder Ausschlagungserkldrungen von Erben, allenfalls Annahme-
oder Ausschlagungserkldrungen der Kindes- und
Erwachsenenschutzbehorde (Art. 416 Abs. 1 Ziff. 3 ZGB),
vorliegen.

2 Wo eine Ausschlagung in Betracht kommt, wird die
Erbbescheinigung nicht vor Ablauf von drei Monaten nach dem
Tod des Erblassers ausgestellt, es sei denn, dass die Erben
vorher ausdriicklich die Annahme der Erbschaft erkléren.

3 Sich als unrichtig erweisende Erbbescheinigungen sind
einzuziehen.

Art. 40bis

Y (Uberholt durch Abschnitt II. des Nachtrags zur Verordmung
tiber die Amtsnotariate vom 2. Juli 2002, nGS 37-65).

VI. Willensvollstreckung durch Mitarbeiter des Amtsnotariates

Art. 40ter*”

1 Die Ubernahme eines Mandats als Willensvollstrecker durch
einen Mitarbeiter eines Amtsnotariates bedarf der Bewilligung
des zustdndigen Departementes.

2 Die Bewilligung wird erteilt, wenn zwischen dem Erblasser
und dem Willensvollstrecker ein besonderes
Vertrauensverhaltnis bestand. Art. 89 des
Staatsverwaltungsgesetzes vom 16. Juni 199432 bleibt
vorbehalten.

I. Zustandigkeit

1. Sachliche Zusténdigkeit

Art. 4922

1 Unter den Begriff «Grundbuchsachen»2Y, fiir die der
Grundbuchverwalter zur 6ffentlichen Beurkundung zustédndig
ist, fallen im Grundbuch eintragungsféhige oder vormerkbare
Rechtsverhéltnisse, Vorvertrage zu eintragungsfahigen oder
vormerkbaren Rechtsverhéltnissen sowie Vertrage und
Erklarungen, die in einem unmittelbaren Zusammenhang mit
einem grundbuchlichen Vorgang stehen.

2 Bildet eine Eigentumsadnderung an einem Grundstiick
Gegenstand eines Ehevertrages mit Anderung des Giiterstandes,
einer Stiftungserrichtung, einer Sacheinlage oder
Sachiibernahme bei einer Gesellschaftsgriindung oder
Kapitalerh6hung, kann die 6ffentliche Beurkundung der
Eigentumsdnderung am Grundstiick auch von jeder fiir die
genannten Fille zustdndigen Urkundsperson vorgenommen
werden. In die Urkunde ist ein vollstandiger Grundbuchauszug

aufzunehmen.
3
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4 Findet die Ubertragung von dinglichen Rechten und
vormerkbaren Rechtsverhéltnissen im Rahmen des
Bundesgesetzes tiber Fusion, Spaltung, Umwandlung und
Vermogenstiibertragung vom 3. Oktober 20034, statt, ist der
Grundbuchverwalter fiir die 6ffentliche Beurkundung nicht
zustandig.

k) Zivilstandsverordnung
Art. 11.

Die Zivilstandsverordnung vom 19. April 198842 wird wie folgt geéindert:

1) Zivilprozessverordnung
Art. 12

Der Anhang zur Zivilprozessverordnung vom 5. Februar 199 143 wird wie
folgt gedndert:

34.Art. 507 (Entgegennahme der von Zeugen iibermittelten
letztwilligen miindlichen Verfiigung und Weiterleitung an das
Amtsnotariat zur Aufbewahrung)

Authebung bisherigen Rechts

Art 13.

! Die Verordnung iiber die Erhebungen des Bezirksammanns fiir die
Schweizerische Unfallversicherungsanstalt und die eidgenossische

Militérversicherung vom 3. Januar 196744 wird aufgehoben.

Vollzugsbeginn
Art 14.

! Diese Verordnung wird ab 1. Juli 2000 angewendet.

Der Président der Regierung:
Dr. Walter Kégi, Landammann

Der Staatssekretar:
lic. iur. Martin Gehrer

1 Im Amtsblatt ver6ffentlicht am 26. Juni 2000, ABl 2000, 1616; in Vollzug
ab 1. Juli 2000; Geédndert durch Nachtrag vom 2. Juli 2002, nGS 37-65.
2 sGS 140.1.

3 Geéndert durch Nachtrag

4 Abstimmungsvorlage siehe ABI 2001, 1115 ff.
5 sGS 141.3.

6 Gedndert durch StPV.

7 sGS 151.51.

8 sGS 451.11.

9 Geéndert durch VI. Nachtrag zum GeschR.

10 sGS 452.15.

11 Geandert durch V tiber die Amtsnotariate.

12 Geandert durch V tiber die Amtsnotariate.

13 sGS 458.11.

14 Geéndert durch V. Nachtrag zur VEnAe.

15 Geéndert durch V. Nachtrag zur VEnAe.

16 sGS 962.1.

17 Geandert durch ZStV.

18 Art. 36 der eidg Zivilstandsverordnung vom 28. April 2004, SR
211.112.2.

19 Geéndert durch V. Nachtrag zur VEnAe.

20 Gedndert durch V. Nachtrag zur VEnAe.

21 sGS 551.1.

22 Geédndert durch V iiber die Amtsnotariate.

23 Geédndert durch V iiber die Amtsnotariate.

24 sGS 552.21.

25 sGS 854.11.

26 sGS 911.11.

27 Gedndert durch V {iber die Amtsnotariate.

28 SR 210.

29 Gedndert durch VESB.

30 Geédndert durch V iiber die Amtsnotariate.
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31
32
33
34
35
36
37
38
39

Gedndert durch V iiber die Amtsnotariate.

sGS 911.1.

Art. 76 des EG zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch, sGS 911.1.
Gedndert durch V iiber die Amtsnotariate.

Gedndert durch V iiber die Amtsnotariate.

Gedndert durch VESB.

Eingefiigt durch V iiber die Amtsnotariate.

sGS 140.1.

Geéndert durch V tiber die 6ffentliche Beurkundung und die

Beglaubigung.

40
41
42
43
44

Art. 15 Bst. ¢ EG zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch, sGS 911.1.
SR 221.301.

sGS 912.1.

sGS 961.21.

sGS 333.1.


javascript:alert('This%20link%20has%20been%20removed%20in%20the%20cached%20version%20of%20this%20document.')
javascript:alert('This%20link%20has%20been%20removed%20in%20the%20cached%20version%20of%20this%20document.')
javascript:alert('This%20link%20has%20been%20removed%20in%20the%20cached%20version%20of%20this%20document.')
javascript:alert('This%20link%20has%20been%20removed%20in%20the%20cached%20version%20of%20this%20document.')
javascript:alert('This%20link%20has%20been%20removed%20in%20the%20cached%20version%20of%20this%20document.')
javascript:alert('This%20link%20has%20been%20removed%20in%20the%20cached%20version%20of%20this%20document.')
javascript:alert('This%20link%20has%20been%20removed%20in%20the%20cached%20version%20of%20this%20document.')
javascript:alert('This%20link%20has%20been%20removed%20in%20the%20cached%20version%20of%20this%20document.')
javascript:alert('This%20link%20has%20been%20removed%20in%20the%20cached%20version%20of%20this%20document.')

	911.21
	Verordnung über die Amtsnotariate

	Notariatskreise
	Änderung bisherigen Rechts
	a) Geschäftsreglement der Regierung und der Staatskanzlei
	b) V über die Beglaubigung privater Unterschriften
	c) Polizeiverordnung
	d) V zur eidgenössischen Waffengesetzgebung
	e) VV zum G über die Friedhöfe und die Bestattungen
	f) VV über das Messwesen
	g) VV zum BG über die Handelsreisenden
	h) Fischereiverordnung
	i) EV zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch
	k) Zivilstandsverordnung
	l) Zivilprozessverordnung
	Aufhebung bisherigen Rechts
	Vollzugsbeginn
	1   Im Amtsblatt veröffentlicht am 26. Juni 2000, ABl 2000, 1616; in Vollzug ab 1. Juli 2000; Geändert durch Nachtrag vom 2. Juli 2002, nGS 37-65.
	2   sGS 140.1.
	3   Geändert durch Nachtrag
	4   Abstimmungsvorlage siehe ABl 2001, 1115 ff.
	5   sGS 141.3.
	6   Geändert durch StPV.
	7   sGS 151.51.
	8   sGS 451.11.
	9   Geändert durch VI. Nachtrag zum GeschR.
	10   sGS 452.15.
	11   Geändert durch V über die Amtsnotariate.
	12   Geändert durch V über die Amtsnotariate.
	13   sGS 458.11.
	14   Geändert durch V. Nachtrag zur VEnAe.
	15   Geändert durch V. Nachtrag zur VEnAe.
	16   sGS 962.1.
	17   Geändert durch ZStV.
	18   Art. 36 der eidg Zivilstandsverordnung vom 28. April 2004, SR 211.112.2.
	19   Geändert durch V. Nachtrag zur VEnAe.
	20   Geändert durch V. Nachtrag zur VEnAe.
	21   sGS 551.1.
	22   Geändert durch V über die Amtsnotariate.
	23   Geändert durch V über die Amtsnotariate.
	24   sGS 552.21.
	25   sGS 854.11.
	26   sGS 911.11.
	27   Geändert durch V über die Amtsnotariate.
	28   SR 210.
	29   Geändert durch VESB.
	30   Geändert durch V über die Amtsnotariate.
	31   Geändert durch V über die Amtsnotariate.
	32   sGS 911.1.
	33    Art.  76 des EG zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch, sGS 911.1.
	34   Geändert durch V über die Amtsnotariate.
	35   Geändert durch V über die Amtsnotariate.
	36   Geändert durch VESB.
	37   Eingefügt durch V über die Amtsnotariate.
	38   sGS 140.1.
	39   Geändert durch V über die öffentliche Beurkundung und die Beglaubigung.
	40   Art. 15 Bst. c EG zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch, sGS 911.1.
	41   SR 221.301.
	42   sGS 912.1.
	43   sGS 961.21.
	44   sGS 333.1.


